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Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz • Deutschhausplatz 1• 55116 Mainz 

Mitglieder des  
Fachbeirat Eigenbetriebe und kommunale Unternehmen 
im Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz 
und Städtetag Rheinland-Pfalz  
 
nachrichtlich: 
 
 Mitglieder des Vorstandes (ohne Anlagen) 
 

Ihre Zeichen 

      
Nachricht vom 

      
Unsere Zeichen 

070-04/TR/nm 
Bearbeiter 

Herr Dr. Rätz 
Telefon-Durchwahl  

(0 61 31) 23 98-127 
Telefax-Durchwahl  

(0 61 31) 23 98-9127 
E-Mail 

traetz@gstbrp.de 
Datum 

10.04.2018 

Einladung zur Sitzung des Fachbeirates Eigenbetriebe und kommunale Unter-
nehmen am 16.04.2018 in Mainz 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zur nächsten Sitzung des Fachbeirates Eigenbetriebe und kommunale Unternehmen 
laden wir Sie im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des Fachbeirates herzlich ein 
für 

Montag, 16. April 2018, 10:00Uhr,  
Sitzungssaal der kommunalen Spitzenverbände, 4. OG, 
Deutschhausplatz 1, Mainz. 

 

Folgende Tagesordnung ist vorgesehen: 

1. Klärschlammverwertung (Anlage) 

2. TK-Leitungen in Abwasseranlagen (Anlage) 

3. Arzneimittelrückstände / Multiresistente Keime im Abwasser (Anlage) 

4. Informationspunkte (Anlage) 

5. Verschiedenes 

 



 

 

Anmeldung bitte wie bekannt nur noch online unter folgendem Link: 

https://www.umfrageonline.com/s/1f53518 

 

Die Sitzungsunterlagen stehen zusätzlich in „kosDirekt/Leistungen/GStB/Gremien & 
Sitzungen“ bereit.  

Wir wünschen Ihnen eine gute Anreise nach Mainz. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag:  

 
Dr. Rätz 

Anlagen 
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GStB-Beratungsvorlage        

 

Mainz, den 10.04.2018 

TOP 1 - Klärschlammverwertung           

Sachverhalt: 

1. KKR AöR - Beitritte zum 31. März 

 Zum Beitrittstermin 31. März sind der KKR AöR weitere vier Träger beigetreten (AZV Mitt-
leres Pfrimmtal, VG Eisenberg, VG Landau-Land, VG Weißenthurm). 

 

2. VK Kommunal gegründet 

 Mitte März wurde wie geplant die VK Kommunal GmbH gegründet. Gesellschafter ist ne-
ben der KKR AöR die WVE Kaiserslautern GmbH. Beide halten je 50% der Geschäftsan-
teile. Zum Geschäftsführer wurden die Herren Götz Gießrigl und Rainer Grüner bestellt, 
zu Prokuristen Herr Daniel Helber und Frau Anke Kirsch. Sitz der Gesellschaft ist Winn-
weiler.  

 Aufgabe der VK Kommunal GmbH ist die ordnungsgemäße Verwertung der bei den An-
staltsträgern der KKR AöR anfallenden Klärschlämme. Die möglichen Verwertungswege 
sind die landwirtschaftliche Verwertung, die Mitverbrennung sowie ab 2019 die Verbren-
nung in der im Bau befindlichen Monoverbrennungsanlage in Mainz.  

 Derzeit vereinbaren mit Mitarbeiter der VK Kommunal sukzessive die individuellen Ver-
wertungsverträge mit den einzelnen Anstaltsträgern. Die „Prioritäten 2018“ sind bereits 
abgearbeitet.  

 

3. Region Trier - Gründung einer weiteren gemeinsamen AöR 

 Für die Region Trier (Landkreise BIT, DAU, TR, WIL sowie Stadt Trier) ist die Gründung 
einer regionalen gemeinsamen AöR eingeleitet worden. Die Gründung soll noch im Laufe 
2018 abgeschlossen werden. Diese Abwasserbetriebe können damit nicht zugleich Trä-
ger der KKR AöR werden. 

 Ebenso wurden die Vorarbeiten für eine mögliche weitere Monoverbrennungsanlage fort-
geführt. Im Rahmen der Studie „Masterplan für die Klärschlammentsorgung in der Region 
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Trier“ wurden zwischenzeitlich konkrete Optionen für eine Wirbelschicht-Anlage technisch 
und wirtschaftlich vertieft herausgearbeitet und bewertet (siehe Anlage). 

 Zur Umsetzung der Klärschlammverwertung bis zur Inbetriebnahme einer solchen Anlage 
soll die neue „Trier AöR“ Gesellschafter in der VK Kommunal GmbH werden; damit erhal-
ten auch diese Abwasserwerke Zugang zur Mainzer Monoverbrennung zu gleichen Kondi-
tionen. Im Gegenzug wird die VK Kommunal GmbH künftig Mitgesellschafter in der für ei-
ne solche Anlage noch zu gründenden Betriebsgesellschaft; auf diese Weise erhalten 
auch die Träger der KKR AöR Zugang zu gleichen Konditionen zur „Trierer Anlage“. 

 Im Übrigen mündlicher Bericht.  

 

4. Landtagsanfragen zur Klärschlammverwertung  

 Zwei Landtagsanfragen zur Klärschlammverwertung des MdL Hartenfels 
http://www.landtag.rlp.de/landtag/drucksachen/5274-17.pdf  
http://www.landtag.rlp.de/landtag/drucksachen/5388-17.pdf  

 In der ersten (5274) geht es u.a. um die Alternativen zur landwirtschaftlichen Verwertung. 
In der zweiten (5388) finden sich u.a. ausführliche Listen, welche Projekte das Land im 
Bereich „Gutachten und Pilotprojekte“ bzw. „Energiemaßnahmen“ gefördert hat. 
Zudem betreffen die Fragen 2 bis 4 unmittelbar die Gründung bzw. die Aktivitäten  der 
KKR AöR. 

 

5. Regionale Initiativen im Rahmen des Kooperationsprojekts 

 Die Mitglieder im Fachbeirat werden um Sachstandsbericht gebeten. 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Kenntnisnahme der Sachstandberichte. 

Beschlüsse je nach Ergebnis der Beratung  
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Zusammenfassung der technischen Präsentation vom 15.03.2018 

Die Studie mit dem Titel „Masterplan für die Klärschlammentsorgung in der Region Trier“ 

wurde initiiert, um die Umsetzung einer thermischen Klärschlammverwertung für die Region 

Trier technisch zu konkretisieren. Es wird ein zentraler Verwertungsstandort mit zwei 

semizentralen Verwertungsstandorten verglichen. Ziel ist eine sichere Verwertung der 

Klärschlämme aus den kommunalen Kläranlagen und ein gemeinschaftliches 

Lösungskonzept. 

Dafür werden auf Basis der Studie „Klärschlammkonzept Region Trier“ aus dem Jahr 2017 

beispielhaft der Standort EVZ Mertesdorf für eine zentrale Lösung und die beiden Standorte 

HKA Trier und ZKA Wittlich für die semizentralen Lösungen herangezogen. Als Grundlage für 

diese Studie wird eine zentrale Anlage mit einer festgelegten Auslegungsgröße von 

20.000 Tonnen Trockenmasse pro Jahr berücksichtigt und zwei semizentrale Anlagen mit 

jeweils 10.000 Tonnen Trockenmasse pro Jahr Durchsatzleistung. Die endgültige 

Auslegungsgröße ist in einem weiteren Schritt noch zu definieren. 

Die entwickelten Anlagen- und Energiekonzepte sind autark aufgebaut, weil die Standorte 

nicht abschließend festgelegt sind. Wenn die standortspezifischen Bau- und Transportkosten 

entsprechend angepasst werden, können die Konzepte auch auf andere Standorte übertragen 

werden. In Abbildung 1 ist beispielhaft ein mögliches Lageplankonzept mit den einzelnen 

Anlagenteilen für eine zentrale Lösung dargestellt. 

Im Rahmen der Ausarbeitung wird ausschließlich das Wirbelschicht-Verfahren betrachtet. 

Dieses Verfahren ist eine am Markt befindliche, gesicherte Verbrennungstechnik für 

Klärschlamm mit zahlreichen realisierten Referenzanlagen. Dadurch ergibt sich für die Studie 

eine größere Kostensicherheit als mit den alternativen thermischen Verfahren. Entsprechend 

der konkreten, zukünftigen Randbedingungen für eine thermische Klärschlammverwertung 

können später allerdings auch die alternativen Verfahren in Frage kommen. 
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Abbildung 1: Lageplankonzept für eine zentrale Lösung 

Aus der Investitionskostenschätzung für die beispielhaft ausgewählten Standorte ergibt sich 

ein Investitionskostenvorteil von einer zentralen Lösung zu zwei semizentralen Lösungen von 

16,5 Mio. € netto (vgl. Tabelle 1). Dieser Kostenvorteil resultiert zu 77 % aus der günstigeren 

Maschinen-, EMSR- und Leittechnik, die als standortunabhängige Kosten mit in die 

Betrachtung einfließen. 
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Tabelle 1: Investitionskostenschätzung 

 

Unter Berücksichtigung der kapitalisierten Investitionskosten und der Jahreskosten ergeben 

sich für die gewählten Randbedingungen brutto Verwertungskosten je Tonne Originalsubstanz 

mit 25 % Trockenmasse von 78 € für die zentrale Lösung und von 118 € für die semizentralen 

Lösungen (vgl. Tabelle 2). 

Tabelle 2: Kapital- und Betriebskosten 

 

Investitionskostenschätzung zum Bau Summe 2 + 3

einer Wirbelschichtverbrennung in € netto Trier / Wittlich

20.000 tTM/a

Beschreibung Gesamtkosten

[€]

Gesamtkosten

[€]

Gesamtkosten

[€]

Gesamtkosten

[€]

 Maschinentechnik

M- 1 Annahme / Zwischenlager 2.632.000 €        1.579.000 €        1.579.000 €        3.158.000 €           

M- 2 Trocknung 4.830.000 €        3.307.000 €        3.307.000 €        6.614.000 €           

M- 3 Verbrennung inkl. Rauchgasreinigung 16.720.000 €      11.966.000 €      11.966.000 €      23.932.000 €         

M- 4 Nebenanlagen / Sonstiges 2.496.000 €        1.763.000 €           1.763.000 €           3.526.000 €           

Summe Maschinentechnik 26.678.000 € 18.615.000 € 18.615.000 € 37.230.000 €

  EMSR- und Leittechnik (übergeordnet)

E- 1 Leittechnik, Schaltanlage, Sonstiges 5.336.000 €        3.723.000 €        3.723.000 €        7.446.000 €        

 Bautechnik

B- 1 Übergeordnete Bautechnik 837.000 €           618.000 €           451.000 €           1.069.000 €           

B- 2 Gründung Maschinentechnik 414.000 €           242.000 €           242.000 €           484.000 €              

B- 3 Gebäude Maschinentechnik 873.000 €           590.000 €           590.000 €           1.180.000 €           

B- 4 Betriebsgebäude inkl. Ausstattung 939.000 €           789.000 €           789.000 €           1.578.000 €           

B- 5 Sonstiges 307.000 €           472.000 €           208.000 €           680.000 €              

Summe Bautechnik 3.370.000 € 2.711.000 € 2.280.000 € 4.991.000 €

Herstellungskosten, Zwischensumme

H- 1 Maschinentechnik + Bautechnik + EMSR 35.384.000 €      25.049.000 €      24.618.000 €      49.667.000 €      

Nebenkosten

N- 1 Baunebenkosten 5.308.000 €        3.758.000 €        3.693.000 €        7.451.000 €        

Gesamtkosten, netto 40.692.000 € 28.807.000 € 28.311.000 € 57.118.000 €

19% MWSt. 7.732.000 €        5.474.000 €        5.380.000 €        10.854.000 €         

Gesamtkosten, brutto 48.424.000 €      34.281.000 €      33.691.000 €      67.972.000 €         

spezi fische Kosten, netto 2.035 €/tTR 2.881 €/tTR 2.831 €/tTR 2.856 €/tTR

3

Wittlich

10.000 tTM/a

Pos

2

Trier

10.000 tTM/a

1

Mertesdorf

20.000 tTM/a
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Basierend auf dem Gesamtkostenvergleich in Abbildung 2 kann für die Region Trier als erstes 

wesentliches Ergebnis festgehalten werden, dass man eine zentrale Lösung einer 

semizentralen Lösung vorzuziehen sollte. In der Basis-Kostenkalkulation sind zwei 

semizentrale Anlagen 35 €/tOS teurer als eine zentrale Anlage mit geschätzten thermischen 

Verwertungskosten in Höhe von 95 €/tOS (vgl. Abbildung 2). Der Kostennachteil einer 

semizentralen Lösung gegenüber einer zentralen Lösung kann nicht durch die um 5 €/tOS 

geringeren Transportkosten ausgeglichen werden. Diese Aussagen haben sowohl bei der 

Betrachtung eines Positiv- als auch eines Negativszenarios Bestand, in welchen die 

Investitions- und Betriebskosten um +/- 10 % variiert werden. Das zweite wesentliche Ergebnis 

der Studie ist, dass eine eigene zentrale thermische Klärschlammverwertung gegenüber einer 

externen Lösung (z. B. TVM Mainz) kostengleich oder kostengünstiger ist. 

 

Abbildung 2: Gesamtkostenvergleich 

Es wird empfohlen, zunächst die Klärschlammverwertung Region Trier (KRT) AöR zu 

gründen. Anschließend sollte die Schlammmenge endgültig definiert werden, die in einer 

zentralen thermischen Verwertungsanlage in der Region Trier behandelt werden soll. Mit Hilfe 

dieser Menge kann in einem folgenden Schritt die endgültige Auslegungsgröße für die Anlage 

festgelegt werden. Darauf aufbauend ist ein zentraler Standort auszuwählen und mit der 

Planung zu beginnen. Parallel sollte jede Verbandsgemeinde prüfen, wie der eigene 

Klärschlamm als Vorbereitung für eine spätere thermische Verwertung entwässert werden 

kann. 
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GStB-Beratungsvorlage        

 

Mainz, den 05.04.2018 

TOP 5 - Informationspunkte           

Sachverhalt: 

Beratung im Fachbeirat, soweit im Einzelfall Beratungsbedarf angemeldet wird. 

 

1.  SÜVOA - Sachstand 

Die Verordnung ist noch in der Vorabstimmung, es gebe noch juristische Verfahren zu klä-
ren; danach folgt dann noch das förmliche Verfahren. Inkrafttreten demnach vorauss. 2019. 
Demnächst soll die Programmierung in Auftrag gegeben werden. Lauffähigkeit und Anwen-
dung in der Praxis vorauss. erst 2020. 

 

2.  Überarbeitung der EU-Trinkwasserrichtlinie  

Ende Januar 2018 hat die EU-Kommission die Überarbeitung der EG-Trinkwasserrichtlinie 
aus 1998 vorgelegt. Der DStGB hat gemeinsam mit dem VKU und dem Deutschen Städtetag 
eine Stellungnahme abgegeben, siehe Anlage. Die Kernpunkte sind: 

 Frühzeitige Erkennung von Verunreinigungsquellen. Diese soll verstärkt und mehr syste-
matisch auf der Grundlage eines risikobasierten Ansatzes angegangen werden.  
Allerdings besteht die Sorge, dass die Wasserversorger mit den dadurch sichtbar wer-
denden Problemen im Bereich der Stoffeinträge alleine gelassen werden und letztlich nur 
durch „Reparaturbetrieb“ mit entsprechender Kostenbelastung der Wasserverbraucher. 
Ziel müsse vielmehr sein, die Maßnahmen so auszurichten, dass sie beim Verursacher 
der Verunreinigung und den jeweiligen Stoffen ansetzen. Daher wird dafür plädiert, die 
Entscheidung über Anwendung und Ausgestaltung des risikobasierten Ansatzes im Sinne 
des Subsidiaritätsprinzips allein den Mitgliedstaaten zu überlassen. 

 Parameter und Grenzwerte: Die Anpassung auf Basis des Vorsorgeprinzips sollte den 
Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation (WHO) entsprechen. Das bewährte Sys-
tem von Indikatorparametern sollte beibehalten werden, da sie wichtige, für den Verbrau-
cher auch selbst zu überprüfende Parameter beinhalten. 
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 Umgang mit Überschreitungen: Um eine abgestufte Handlungsweise weiterhin zu ermög-
lichen, ist die „3x3-Jahresregel“ für Abweichungen bis zu einem von den Mitgliedstaaten 
festzusetzenden Höchstwert beizubehalten. 

 Überwachungsumfang: Dieser soll für alle Parameter nach Artikel 5 erhöht werden. Dies 
ist insbesondere für kleine und mittlere Versorger unverhältnismäßig. Die Probenahme-
häufigkeit nach Trinkwasserrichtlinie von 1998 ist ausreichend.  

 Informationspflichten: Die Wasserversorger liefern den Verbrauchern schon heute zeitnah 
und verständlich aufbereitete Informationen zur Qualität des Trinkwassers und zur Ver-
sorgungssicherheit. Daher Ablehnung einer Erweiterung der Informationspflichten, da un-
verhältnismäßig. 

 

3. Umweltpreis 2018 des Landes Rheinland-Pfalz - Motto: „Wasser ist Leben“ 

Der Umweltpreis des Landes Rheinland-Pfalz steht in diesem Jahr auf den Bereich „Wasser“ 
ausgerichtet. Mit ihm sollen herausragende Leistungen aus dem Bereich der Wasserwirt-
schaft ausgezeichnet werden. Dazu können Projekte eingereicht bzw. vorgeschlagen wer-
den, die einen engen Bezug zum Schutz der Ressource Wasser oder zum Schutz der Men-
schen vor dem Wasser haben. Dazu gehören insbesondere Projekte in den Bereichen Ver- 
und Entsorgung (Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung), Nachhaltige Wirtschaftsweisen, 
Produkte oder Dienstleistungen, Gewässererlebnis, Hochwasservorsorge sowie Umweltbil-
dung.  

Der Preis ist mit insgesamt 9.000 Euro dotiert, die zu gleichen Teilen an die drei besten Be-
werbungen gehen. Für den Umweltpreis Rheinland-Pfalz bewerben können sich u.a. auch 
Kommunen bzw. ihre Betriebe. Die vorrangigen Bewertungskriterien sind Originali-
tät/Kreativität, Ehrenamtliche Arbeit, Vorbildcharakter, Nachhaltigkeit sowie Innovation/neue 
Ideen.  

Alle weiteren Info einschließlich Bewerbungs- bzw. Vorschlagsbogen unter:  
mueef.rlp.de/en/themen/naturschutz/aktuelles/umweltpreis-des-landes-rheinland-pfalz-2017/  

Bewerbungsfrist ist der 18. Mai 2018. 

 

4. RK-Fachbeirat  

Neue Urteile RK 03/2017 bis RK 10/2017 in werkeDirekt verfügbar. 

 

5. Urteil Löschwasservorhaltung VG Neustadt 

Das VG Neustadt hatte im März 2018 entschieden (4 K 958/17.NW), dass die Kosten für die 
Löschwasservorhaltung nicht in die Kalkulation der Wasserversorgungsgebühren hineinge-
rechnet werden dürfen. Dabei stützt sich das VG maßgeblich auf ein OVG-Urteil aus 1983, 
das wiederum auf dem KAG79 beruht. Damals begründete das OVG seine Entscheidung 
maßgeblich damit, dass der beitragsrechtliche Vorteil aus der Löschwasservorhaltung der 
„durch die Gemeinde repräsentierten Allgemeinheit“ zuzuordnen sei. 

Das Urteil ist nicht rechtskräftig geworden, es soll Berufung beim OVG eingelegt werden.  
Daher besteht aus Sicht des GStB aktuell kein Handlungsbedarf.  

Im Übrigen mündlicher Bericht. 
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6. Wasserfonds Ruanda - Neuausrichtung 

Die Neuausrichtung des Wasserfonds Ruanda nimmt konkretere Formen an. Der ursprüng-
lich angedachte Austausch von Studierenden bzw. Praktikanten ist nicht zustande gekom-
men. Unverändert soll der Schwerpunkt künftig im Austausch von know-how und Erfahrun-
gen liegen. Dazu wird das Thema Ver- und Entsorgung nun in das angelaufene Projekt 
„Kommunaler Verwaltungsaustausch Rheinland-Pfalz - Ruanda“ eingebettet; dieses ist ein 
Beitrag zum Projekt „Marshallplans mit Afrika – Neue Partnerschaften für Entwicklung, Frie-
den und Zukunft“ des BMZ. Projektpartner sind auf rheinland-pfälzischer Seite u.a. das MdI, 
die Kommunalakademie RP sowie die HöV/ZVS Mayen. Die Projektleitung liegt bei einem 
externen Dienstleister (Engagement Global gGmbH - Service für Entwicklungsinitiativen). Die 
konkrete Umsetzung des Verwaltungsaustauschs wird in der 16. KW in einem workshop mit 
einer ruandischen Delegation beraten und festgelegt.  

 

7. Energiethemen im Fachbeirat  

Information über das Ergebnis der Beratung in der Lenkungsgruppe, Sitzung am 6. März: 

Künftig engere Zusammenarbeit mit der VkU Landesgruppe Rheinland-Pfalz. Energierele-
vante Themen werden künftig im Schwerpunkt von der VkU-Landesgruppe „bedient“, The-
men im Bereich Abwasserbeseitigung im Schwerpunkt vom Fachbeirat über die Geschäfts-
stelle beim GStB. 
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 STELLUNGNAHME 

 

zum Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Qualität von 
Wasser für den menschlichen Gebrauch (Neufas-
sung) 

(01.02.2018, COM(2017) 753 final) 

 
 

Brüssel, 29. März 2018 
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Vorbemerkungen 

Der Verband kommunaler Unternehmen e.V. (VKU), der Deutsche Städte- und Gemein-

debund (DStGB) und der Deutsche Städtetag (DST) begrüßen die Initiative der EU-

Kommission, die Trinkwasserrichtlinie von 1998 an die aktuellen Gegebenheiten und 

Verunreinigungsquellen anzupassen.  

VKU, DStGB und DST befürworten, dass die EU-Kommission der frühzeitigen Erkennung 

von Verunreinigungsquellen mehr Aufmerksamkeit zukommen lassen will. Eine konse-

quente Umsetzung des Vorsorge- und des Verursacherprinzips ist für einen wirksamen 

Gewässerschutz nach wie vor das Wichtigste. Die Verbände unterstützen auch das Ziel 

der EU-Kommission, das bereits bestehende Vertrauen der Bevölkerung in die Qualität 

ihres Trinkwassers weiter zu verbessern. 

Der Richtlinienentwurf sollte aus Sicht der kommunalen Wasserwirtschaft und der 

Kommunen allerdings noch in einigen wesentlichen Punkten geändert werden, um die 

Qualität des Trinkwassers weiterhin zu gewährleisten. So ist die Grundvoraussetzung für 

die Effektivität des vorgeschlagenen risikobasierten Ansatzes, dass identifizierte Verun-

reinigungsquellen systematisch angegangen und einseitige End-of-Pipe-Lösungen bei der 

Trinkwasserversorgung vermieden werden. Nur wenn Maßnahmen beim Verursacher 

der Verunreinigung und den jeweiligen Stoffen ansetzen und auf deren Auswirkungen 

auf die Gewässer basieren, kann ein risikobasierter Ansatz gelingen und zum Erfolg füh-

ren. Bei der von den Mitgliedstaaten verlangten Überwachung von Gefahren und mögli-

chen Verunreinigungsquellen bestehen im Falle der dort genannten Schadstoffe, wie 

Mikroplastik und Arzneimittel, noch erheblicher Forschungs- und Entwicklungsbedarf, 

insbesondere für deren gesundheitliche Bewertungskriterien. Der risikobasierte Ansatz 

in der von der EU-Kommission vorgeschlagenen Ausgestaltung würde aus unserer Sicht 

absehbar einen einseitigen Mehraufwand für die Wasserversorger und deren Kunden 

bedeuten, ohne Verunreinigungsquellen nachhaltig zu bekämpfen. Wir plädieren viel-

mehr dafür, die Entscheidung über Anwendung und Ausgestaltung des risikobasierten 

Ansatzes alleine den Mitgliedstaaten zu überlassen, um im Sinne des Subsidiaritäts-

prinzips nationale Gegebenheiten zu respektieren. 

Aus Sicht des VKU, DStGB und DST sollte die Anpassung der Parameter und Grenzwerte 

auf Basis des Vorsorgeprinzips den Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation 

(WHO) entsprechen. Die Verbände fordern zudem die Beibehaltung des bewährten Sys-

tems von Indikatorparametern. Sie beinhalten wichtige, für den Verbraucher auch selbst 

zu überprüfende Parameter sowie auch die aufbereitungsrelevanten Parameter. Um 

eine abgestufte Handlungsweise im Umgang mit Überschreitungen weiterhin zu ermög-

lichen, ist die „3x3-Jahresregel“ für Abweichungen bis zu einem von den Mitgliedstaaten 

festzusetzenden Höchstwert beizubehalten. 



 

 
3 / 12 

Der gemäß Anhang II, Teil B, Tabelle 1 erweiterte Überwachungsumfang für alle gemäß 

Artikel 5 festgelegten Parameter durch Wasserversorger ist unverhältnismäßig in Bezug 

auf Aufwand und Nutzen der Vorgaben und daher abzulehnen. Dies wird durch die Ab-

schaffung des Indikatorparametersystems weiter verschärft. Die Probennahmehäufig-

keit sollte wieder angenähert werden an das System der Trinkwasserrichtlinie von 1998.  

In Bezug auf die vorgeschlagenen Informationspflichten sind das Subsidiaritäts- und 

Verhältnismäßigkeitsprinzip zu wahren. Die Wasserversorger liefern den Verbrauchern 

schon heute zeitnah und verständlich aufbereitete Informationen zur Qualität der 

Trinkwasserversorgung und zur Versorgungssicherheit. Auf diese Punkte sollten sich 

auch die jetzt vorgesehenen Informationspflichten beschränken. Eine Erweiterung der 

Informationspflichten in der Trinkwasserrichtlinie auf beispielweise Kosten- und Ent-

geltstrukturen lehnen wir daher ab. Es zeichnet sich zudem ab, dass mit den neuen 

Pflichten insgesamt ein unverhältnismäßig hoher Aufwand für Wasserversorger wie 

auch Behörden verbunden sein würde. Deswegen sind die Pflichten in der von der EU-

Kommission vorgeschlagenen Form abzulehnen. 

 

 

Zu den Regelungen im Einzelnen 

1. Parameter und Grenzwerte an WHO-Empfehlungen anpassen 
und bestehende Systematik beibehalten (Artikel 5 i.V.m. An-
hang I Teil A, Teil B und Teil C) 

Position: 

VKU, DStGB und DST begrüßen, dass die EU-Kommission die Parameter und Grenzwerte 

auf Basis des Vorsorgeprinzips an aktuelle Entwicklungen anpassen will. Die Verbände 

fordern jedoch, die Parameter und deren Grenzwerte an die WHO-Empfehlungen anzu-

passen. Daher sollten insbesondere die drei endokrinen Substanzen Beta-Östradiol, 

Nonylphenol und Bisphenol A gestrichen werden, da die WHO derzeit keine Anhalts-

punkte für ein Gesundheitsrisiko dieser Stoffe im Hinblick auf Trinkwasser sieht. Bei den 

neu aufgenommenen Parametern Chlorat und Chlorit sollte zudem bei den Anmerkun-

gen eine Ausnahmeregelung für die Notfall-Desinfektion mit Natriumhypochlorit ergänzt 

werden. 

Bei den mikrobiologischen Parametern ist es erforderlich, Coliphagen und C. Perfringens 

aus der Definition der „Schlüsselparameter“ zu streichen, da sie nur für Oberflächen-

wasser relevant sind. Ansonsten würde die Risikobewertung konterkariert werden. An-

ders als von der WHO vorgeschlagen, eignen sich Coliphagen nur als betriebliche Pro-

zessparameter. Die Parameter Koloniezahl 22°C und 37°C durch den Parameter Hete-
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rotrophe Keimzahlen (HPC) bei 22°C zu ersetzen, halten wir in Deutschland nicht für 

sinnvoll.  

VKU, DStGB und DST fordern zudem die Beibehaltung des bewährten Systems von Indi-

katorparametern und damit der allgemeinen Charakterisierung der Wasserbeschaffen-

heit. Sie beinhalten wichtige, für den Verbraucher auch selbst zu überprüfende Parame-

ter sowie auch die aufbereitungsrelevanten Parameter. 

Begründung: 

Die bisherigen Parameterwerte in Anhang I der Trinkwasserrichtlinie basieren in der 

Regel auf den Leitlinien der WHO für Trinkwasser. Während die EU-Kommission in ihrem 

Vorschlag zur Revision der Trinkwasserrichtlinie Parameter und Grenzwerte der WHO-

Empfehlungen übernimmt, weicht sie in einigen Fällen zum Teil stark von den Empfeh-

lungen ab. So empfiehlt die WHO die Streichung von Benzol, Zyanid, 1,2-Dichlorethan, 

Quecksilber und von polyzyklischen aromatischen Kohlenwasserstoffen (PAK) aus An-

hang I. Der Vorschlag der EU-Kommission sieht jedoch vor, die Parameter in Anhang I 

beizubehalten.  

Die EU-Kommission folgt den WHO-Empfehlungen zwar bei der Aufnahme von Chlorat 

und Chlorit als Parameter, legt aber strengere Grenzwerte als empfohlen fest. Insbe-

sondere bei den Wasserwerken, die nicht desinfizieren, werden für Notfälle Dosierungs-

anlagen für Natriumhypochlorit vorgehalten. Eine aus hygienischen Gründen zwingend 

erforderliche Not-Desinfektion sollte nicht an Grenzwertüberschreitungen bezüglich 

dieser chemischen Parameter scheitern. 

Für den Parameter poly- und perfluorierte Alkylsubstanzen werden strengere Grenz-

werte als von der WHO empfohlen vorgeschlagen. Außerdem ist eine klare Definition 

der einzubeziehenden Einzelparameter aus unserer Sicht unerlässlich, da die Parameter-

gruppe sehr umfassend ist und die Definition auch kleinste Moleküle wie z.B. Triflu-

oracetat (TFA) erfasst. Insbesondere für TFA (und vermutlich ähnliche Stoffe) ist der 

Parameterwert von 0,1 µg/L in zahlreichen Trinkwässern in Deutschland nicht einzuhal-

ten. Aufbereitungsverfahren stehen dafür derzeit nicht zur Verfügung. Daher sollten die 

toxikologisch relevanten Verbindungen direkt benannt werden bzw. nur die Verbindun-

gen Berücksichtigung finden, die in der Norm DIN 38407-42 genannt werden. Mindes-

tens jedoch sind die CF3-Verbindungen auszunehmen (Gültigkeit der dargestellten For-

mel nur für n>1). 

Die WHO hat keine Leitwerte für Stoffe mit endokriner Wirkung vorgeschlagen, da sie 

derzeit keine Anhaltspunkte für ein Gesundheitsrisiko dieser Stoffe im Hinblick auf 

Trinkwasser sieht. Trotzdem hat die EU-Kommission vorgesehen, die drei endokrinen 

Substanzen Beta-Östradiol, Nonylphenol und Bisphenol A nach dem Vorsorgeprinzip in 

die Trinkwasserrichtlinie aufzunehmen. In Anhang I, Teil B, chemische Parameter ist von 

Parameterwerten, d.h. Grenzwerten, anstelle von Vorsorgerichtwerten die Rede. Diese 

Regelung steht somit im Widerspruch zum Vorschlag der WHO, Vorsorgerichtwerte, die 
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nahe an geltenden oder künftigen Umweltqualitätsnormen liegen, zu etablieren. Die 

theoretisch angenommene Option, diese Parameter im Rahmen des risikobasierten An-

satzes zu streichen, ist nicht praktikabel, da keine Messwerte für den zu betrachtenden 

Zeitraum von drei Jahren vorliegen. Die Aufnahme führt daher zu erheblichen Mehrkos-

ten für die Wasserversorger, ohne dass ein gesundheitliches Risiko besteht. Wir plädie-

ren dafür, diese Parameter komplett zu streichen, da Stoffe zum Schutz der Umwelt in 

anderen EU-Richtlinien wie z.B. WRRL und UQN-Richtlinie geregelt sind. 

Coliforme Bakterien sind nach Meinung vieler Experten kein geeigneter Indikatorpara-

meter für eine fäkale Kontamination. Daher stellt sich die Frage der Sinnhaftigkeit ihrer 

Verwendung. Wenn sie dazu dienen sollen, die Ursachen der Kontamination zu finden, 

sollten sie als Prozessparameter bezeichnet und damit anders bewertet werden.  

Obgleich von der WHO empfohlen, ist auch der Parameter Coliphagen, der bislang nur 

zur Risikobewertung genommen wurde, fachlich problematisch. Denn Coliphagen müs-

sen nicht zwangsweise ein Hinweis auf Viren sein und könnten sich auch in Umwelt-

Coliformen im Untergrund vermehren. Bei ihnen ist keine klare Wirtsspezifität gegeben, 

jedenfalls ist keine große Studie oder Veröffentlichung bekannt. Sie können daher 

höchstens als betrieblicher Überwachungsparameter dienen. Denn angezeigte angebli-

che Gesundheitsgefährdungen würden das Vertrauen der Menschen gerade nicht stär-

ken, sondern dieses im Gegenteil untergraben. 

Für die Bestimmung der Koloniezahl 22 und 37°C gibt es in Deutschland jahrzehntelange 

Datenreihen, Erfahrungen und konkrete Grenzwerte in der nationalen Trinkwasserver-

ordnung. Für heterotrophe Keimzahlen (HPC) gibt es jedoch kaum Erfahrungen, und es 

existieren verschiedene Nachweisverfahren, die zum Teil eine verlängerte Bebrütungs-

zeit erfordern. Beispielsweise wird bei Verwendung des R2A-Nährmediums eine sieben-

tägige Bebrütung empfohlen. Grundsätzlich werden höhere Keimzahlen (z.B. 500 

KBE/ml) erwartet. Daraus entstehen voraussichtlich Unklarheiten, wie diese zu interpre-

tieren sind. Mit den heterotrophen Keimzahlen wird zwar ein größeres Spektrum an 

Bakterien erfasst, aber dennoch nur diese, die auch kultivierbar sind. Es ist davon auszu-

gehen, dass etwa 0,01 Prozent der im Wasser vorkommenden Mikroorganismen zur 

Gruppe der kultivierbaren heterotrophen Bakterien zählen. Etwa ein Prozent der wachs-

tumsfähigen Bakterien ist nicht kultivierbar. Trotz höherer Keimzahlen lässt sich demzu-

folge kein verbesserter Erkenntnisgewinn ableiten. 

Die Anforderung an die Trübung mag für Oberflächenwasseraufbereitungen sinnvoll 

sein, nicht jedoch für die Enteisenung von Grundwässern. 

Die bisher in Anhang I, Teil C vorgegebenen Indikatorparameter beinhalten wichtige, für 

den Verbraucher auch selbst zu überprüfende Parameter wie beispielsweise Geruch, 

Geschmack und Färbung. Gleichzeitig wurden hier bisher auch die Parameter aufgeführt, 

die für die Aufbereitung relevant sind. Eine alleinige Verpflichtung zur Veröffentlichung 

von Messwerten dieser Indikatoren ohne Bewertungsmaßstab halten wir für problema-



 

 
6 / 12 

tisch. Eine Reihe der Parameter ist wesentlich, um die notwendigen Informationen zur 

Materialauswahl geben zu können. Durch eine etwaige Streichung würden grundlegen-

de Parameter zur Beurteilung von Wechselwirkungen zwischen dem Trinkwasser und 

den beinhaltenden Werkstoffen und Materialien in Kontakt mit Trinkwasser, d.h. zur 

Beurteilung und Vermeidung von Korrosion im Rohrnetz, fehlen. Die Verbände fordern 

daher die Beibehaltung des bewährten Systems der Indikatorparameter. 

2. Subsidiaritätsprinzip umsetzen: Ausgestaltung des risikobasier-
ten Ansatzes den Mitgliedstaaten überlassen (Artikel 7 bis 10) 

Position: 

VKU, DStGB und DST begrüßen im Grundsatz, dass die EU-Kommission der frühzeitigen 

Erkennung von Verunreinigungsquellen mehr Aufmerksamkeit zukommen lassen will 

und dazu im neuen Artikel 7 einen risikobasierten Ansatz für Sicherheit in der Wasser-

versorgung einführt. Die vorgesehene Anwendung des risikobasierten Ansatzes für alle 

Wasserversorger und für die gesamte Versorgungskette von Entnahmegebieten bis zum 

Wasserhahn darf nicht einseitig zu Mehraufwand für die Wasserversorger und ihre Kun-

den führen, ohne Verunreinigungsquellen nachhaltig zu bekämpfen. Aus Sicht des VKU, 

DStGB und DST sollten das Subsidiaritätsprinzip und die jeweiligen nationalen Gegeben-

heiten berücksichtigt werden und daher die Entscheidung über die Anwendung und 

Ausgestaltung des risikobasierten Ansatzes den Mitgliedstaaten überlassen werden. 

Begründung: 

Der risikobasierte Ansatz ist nur umsetzbar, wenn er auch im Wasserrecht implemen-

tiert wird und die Zuständigkeiten klar geregelt sind, auch vor dem Hintergrund bereits 

bestehender Gesetzgebung wie dem geänderten Anhang II der Trinkwasserrichtlinie. 

Des Weiteren muss ein Zusammenspiel der Behörden gewährleistet werden, damit der 

risikobasierte Ansatz umsetzbar ist. Dazu ist es wichtig, dass bei der Umsetzung des An-

satzes eine Anpassung an den nationalen Rahmen erlaubt und die Struktur der kommu-

nalen Wasserwirtschaft und Kommunen in Deutschland berücksichtigt wird. 

Grundvoraussetzung für die Effektivität des risikobasierten Ansatzes ist zudem, dass 

ausgemachte Verunreinigungsquellen systematisch angegangen und einseitige End-of-

Pipe-Lösungen vermieden werden. Nur wenn Maßnahmen beim Verursacher der Verun-

reinigung und den jeweiligen Stoffen sowie deren Zulassungen ansetzen und deren 

Auswirkungen auf die Gewässer berücksichtigen, kann ein risikobasierter Ansatz wirken 

und zum Erfolg führen. Aus Sicht der kommunalen Wasserwirtschaft und Kommunen ist 

allerdings kritisch zu hinterfragen, inwieweit durch den Vorschlag der EU-Kommission 

tatsächlich eine Lastenverteilung auf alle relevanten Akteure erfolgen wird und eine 

effektive Bekämpfung der Verunreinigungsquellen möglich ist. Laut Artikel 9 sind die 

Wasserversorger verantwortlich für die Risikobewertung der Versorgung. Artikel 8 über 
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die Gefahrenbewertung von Entnahmegebieten und Artikel 10 über die Risikobewertung 

von Hausinstallationen sehen zwar vor, dass Gefahren ermittelt und die Versorgungsun-

ternehmen informiert werden. Die Verantwortlichkeit für Maßnahmen zum Umgang mit 

den Überwachungsergebnissen wird allerdings schwerpunktmäßig bei den Versorgungs-

unternehmen und nicht bei den Verursachern der Verunreinigung angesiedelt. Nicht 

definiert ist, wer in Artikel 8 Absatz 5 unter „andere Interessenträger“ fällt, mit denen 

Mitgliedstaaten in Zusammenarbeit mit den Versorgungsunternehmen Maßnahmen 

treffen sollen. Insofern würde der risikobasierte Ansatz in der von der EU-Kommission 

vorgeschlagenen Ausgestaltung absehbar einen einseitigen Mehraufwand für die Was-

serversorger bedeuten, ohne Verunreinigungsquellen nachhaltig zu bekämpfen. 

3. Bei Gefahrenabwehr für Wasserkörper zur Trinkwasserversor-
gung besteht noch erheblicher Forschungsbedarf (Artikel 8) 

Position: 

Es ist grundsätzlich zu begrüßen, wenn im Einzugsgebiet der Trinkwassergewinnung 

mögliche Verunreinigungsquellen identifiziert werden, sofern dies auch Auswirkung auf 

die Reduktion solcher Einträge, ihrer behördlichen Genehmigung und Zulassung (Pflan-

zenschutzmittel, Arzneimittel, Industriechemikalien etc.) hat. Die von Mitgliedstaaten 

verlangte Überwachung von Gefahren und möglichen Verunreinigungsquellen ist im 

Falle der genannten Schadstoffe, wie Mikroplastik und Arzneimittel, jedoch nicht um-

setzbar.  

Begründung: 

Es ist vollkommen unklar, wonach die angesprochenen Schadstoffe, die für die ermittel-

ten Gefahren und Verschmutzungsquellen relevant sein sollen, etwaig zu bewerten sind. 

Teilweise fehlt es wie bei Mikroplastik gänzlich an gesundheitlich begründeten Bewer-

tungskriterien. Für die Untersuchung auf Mikroplastikpartikel liegen zudem keine abge-

stimmten und vergleichbaren Beprobungs- und Untersuchungsmethoden vor. Wir sehen 

hier daher noch erheblichen Forschungs- und Entwicklungsbedarf, bevor diese Stoffe 

überhaupt regulativ in einer solchen Weise erfasst werden können. 

4. „3x3-Jahresregel“ zur Gewährung von Abweichungen beibehal-
ten (Artikel 9 TrinkwRL 1998, Artikel 12) 

Position: 

VKU, DStGB und DST fordern, dass die in Artikel 9 der Trinkwasserrichtlinie von 1998 

vorgesehene „3x3-Jahresregel“ beibehalten wird. In diesem Zusammenhang ist ebenfalls 

davon abzusehen, dass die Mitgliedstaaten jede Nichteinhaltung der Mindestanforde-

rungen für die Parameterwerte gemäß Anhang I Teile A und B automatisch als potenziel-
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le Gefährdung der menschlichen Gesundheit werten, wie in Artikel 12 Absatz 3 festge-

legt. Es ist für uns nicht nachzuvollziehen, weshalb die Bevölkerung über jede Abwei-

chung zu informieren wäre. Hier muss im Sinne des Subsidiaritätsprinzips dem Gesund-

heitsamt grundsätzlich ein Ermessen unter Berücksichtigung der Umstände des Einzel-

falls möglich sein, um z.B. bei nicht reproduzierbaren Messwerten das Vertrauen in die 

Trinkwasserversorgung nicht zu gefährden. Eine Information der betroffenen Verbrau-

cher über die potenzielle Gefährdung ihrer Gesundheit und deren Ursache sollte sich 

letztendlich lediglich auf Fälle beschränken, die tatsächlich eine potenzielle Gefährdung 

der Gesundheit darstellen.  

Begründung: 

Gemäß Artikel 9 der Trinkwasserrichtlinie von 1998 dürfen die Mitgliedstaaten bis zu 

einem von ihnen festzusetzenden Höchstwert Abweichungen von den in Anhang I Teil B 

genannten oder gemäß Artikel 5 Absatz 3 festgesetzten Parameterwerten zulassen, so-

fern die Abweichungen keine potenzielle Gefährdung der menschlichen Gesundheit 

darstellen und die Trinkwasserversorgung im betroffenen Gebiet nicht auf andere zu-

mutbare Weise aufrechterhalten werden kann. Die Zulassung darf drei Jahre nicht über-

schreiten, kann allerdings ein zweites und unter außergewöhnlichen Umständen ein 

drittes Mal gewährt werden für je höchstens drei Jahre. Nach dem vorliegenden Entwurf 

der Trinkwasserrichtlinie darf eine Abweichung vom Parameterwert nicht mehr zugelas-

sen werden. Das heißt, dass bei einer Überschreitung von Parameterwerten Bestim-

mungen über Abhilfemaßnahmen unverzüglich anzuwenden sind. Hier stellt sich die 

Frage, wie umgehende Abhilfemaßnahmen in der Praxis umgesetzt werden sollen, wenn 

Aufbereitungsverfahren nicht vorhanden sind, erst entwickelt werden müssen und auch 

investitions- und bauseitig umzusetzen sind.  

Wenngleich diese Regelung kein Freibrief für dauerhafte Abweichungen sein darf, sollte 

die bewährte abgestufte Handlungsweise im Umgang mit Überschreitungen aus Sicht 

des VKU, DStGB und DST weiterhin möglich sein. Sie berücksichtigt den gesundheitli-

chen Ansatz, die Trinkwasserversorgung auch in schwierigen Situationen für den Ver-

braucher annehmbar aufrechtzuerhalten, und schließt ein, dass sich nicht alle Abwei-

chungen unverzüglich durch Abhilfemaßnahmen beheben lassen. Alternativ wäre der 

Begriff „Nichteinhaltung“ zu definieren, z.B. als systemische Belastung nach bestätigten 

Befunden an mehreren Stellen des Versorgungssystems o.Ä. 

5. Einheitliche Vorgaben für Materialien in Kontakt mit Trinkwasser 
festlegen (Artikel 10 TrinkwRL 1998) 

Position: 

Die Verbände begrüßen, dass die EU-Kommission bei den Bestimmungen über Materia-

lien (und nicht nur zu Produkten), die mit Trinkwasser in Berührung kommen, mehr Ko-



 

 
9 / 12 

härenz unter den Politikfeldern schaffen will, insbesondere mit Blick auf die EU-

Bauprodukteverordnung. Das gilt nicht nur, wie in Artikel 10 vorgesehen, für die Hausin-

stallation, sondern auch für alle Materialien, die im Bereich der Trinkwasseraufbereitung 

und -verteilung eingesetzt werden. Denn die Aufbereitung kann sich keinesfalls an die 

Materialien anpassen, vielmehr muss sich das Material an die Trinkwasserqualität an-

passen. 

Begründung: 

Ein Normungsauftrag im Rahmen der EU-Bauprodukteverordnung mit dem Ziel, Anfor-

derungen an Baumaterialien und Bauprodukte festzulegen, die mit Trinkwasser in Be-

rührung kommen, ist zu unterstützen. Es besteht eine dringende Notwendigkeit, einheit-

liche Vorgaben für Materialien (und nicht nur zu Produkten) in Kontakt mit Trinkwasser 

auf EU-Ebene festzulegen.  

6. Untersuchungshäufigkeit an System der bestehenden Trinkwas-
serrichtlinie wieder anpassen (Artikel 11 i.V.m. Anhang II Teil B 
Tabelle 1) 

Position: 

Die deutlich erhöhten Untersuchungshäufigkeiten, die die EU-Kommission in Anhang II 

Teil B Tabelle 1 vorschlägt, führen zu unverhältnismäßigem Aufwand und sind aus Sicht 

des VKU, DStGB und DST in dieser Form nicht akzeptabel. Die Probennahmehäufigkeit 

sollte wieder angenähert werden an das System der Trinkwasserrichtlinie von 1998. 

Diese Vorgaben könnten als einheitliche Basis für den risikobasierten Ansatz der Pro-

bennahmeplanung dienen. 

Begründung: 

Alle gemäß Artikel 5 festgelegten Parameter sollen durch Wasserversorger, die mindes-

tens 10.000 Kubikmeter Wasser pro Tag in einem Versorgungsgebiet abgeben oder pro-

duzieren, täglich überwacht werden, bei einer abgegebenen oder produzierten Menge 

zwischen 1.000 und 10.000 Kubikmetern 50 Mal pro Jahr und bei weniger als 1.000 Ku-

bikmetern zehn Mal pro Jahr. Dies würde ohne Durchführung der Risikobewertung und 

einer darauf basierenden Reduzierung der Untersuchungshäufigkeiten die Untersu-

chungskosten um ein Vielfaches erhöhen, wahrscheinlich gäbe es sogar Laborengpässe, 

um diese Aufgabe zu bewältigen. Im Ergebnis ist der erweiterte Überwachungsumfang 

insbesondere für mittlere Wasserversorger unverhältnismäßig.  
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7. Verbesserte Nutzung von Trinkwasser fördern, aber ohne un-
sachgemäße Kostenverteilung (Artikel 13) 

Position: 

VKU, DStGB und DST begrüßen das Ziel der EU-Kommission, dass die Mitgliedstaaten mit 

verschiedenen Maßnahmen dafür werben, den Zugang zu Trinkwasser zu verbessern 

und dessen Nutzung zu fördern. Eine Bewerbung des Trinkwassers aus Wasserversor-

gungsanlagen ist auch mit Blick auf das Ziel, Plastikmüll zu reduzieren, zu unterstützen. 

Eine unsachgemäße Kostenverteilung muss jedoch verhindert und eine Deckung der 

Kosten der Wasserdienstleistungen im Einklang mit Artikel 9 der Wasserrahmenrichtlinie 

gewahrt werden, der darauf abzielt, Anreize für eine effiziente Ressourcennutzung 

durch eine verursachergerechte Preisgestaltung zu setzen. 

Begründung: 

Die Verbände weisen bezüglich des Zugangs zu Trinkwasser darauf hin, dass bei der Er-

hebung von Entgelten die Pflicht der Gleichbehandlung besteht. Eine Diskriminierung 

der Entgeltzahler durch eine unsachgemäße Verteilung der Kosten muss verhindert 

werden. Maßnahmen zur Verbesserung des Zugangs zu Trinkwasser dürfen nicht zu ei-

ner Belastung der angeschlossenen Kunden führen. Im Einklang mit Artikel 9 der Was-

serrahmenrichtlinie sollen Wasserentgelte Anreize für die effiziente Nutzung von Was-

serressourcen setzen und die Kostendeckung von Wasserdienstleistungen  gewährleis-

ten. Maßnahmen zur Verbesserung des Zugangs sollten diese ökonomischen Anreize 

nicht torpedieren.  

8. Informationspflichten am Verbraucher orientieren (Artikel 14 
i.V.m. Anhang IV) 

Position: 

VKU, DStGB und DST unterstützen das Ziel der EU-Kommission, das bestehende Vertrau-

en der Bevölkerung in die Qualität ihres Trinkwassers weiter zu bestärken. Die Wasser-

versorger liefern den Verbrauchern schon heute zeitnah und verständlich aufbereitete 

Informationen zur Qualität der Trinkwasserversorgung und zur Versorgungssicherheit. 

Auf diese Punkte sollten sich auch die jetzt vorgesehenen Informationspflichten be-

schränken. Eine Erweiterung der Informationspflichten in der Trinkwasserrichtlinie auf 

Angaben zu wirtschaftlichen Faktoren wie beispielweise Kosten- und Entgeltstrukturen, 

wie in Artikel 14 der Richtlinie vorgeschlagen, lehnen wir daher ab.  

Die vorgeschlagenen Anforderungen an die Informationspflichten zur Wasserbeschaf-

fenheit sind aus unserer Sicht unangemessen und begrifflich unklar definiert und sollten 

daher überarbeitet werden. Es zeichnet sich ab, dass mit den neuen Pflichten insgesamt 

ein unverhältnismäßig hoher Aufwand für Wasserversorger wie auch Behörden verbun-
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den sein würde. Vor dem Hintergrund des Verhältnismäßigkeitsprinzips sind die Infor-

mationspflichten in der von der EU-Kommission vorgeschlagenen Form abzulehnen.  

Begründung: 

Durch die Fokussierung auf die Qualität kann gewährleistet werden, dass die übermittel-

ten Informationen für die Verbraucher verständlich aufbereitet werden. Für die Ver-

ständlichkeit sowie für die Einordnung der Informationen ist es von besonderer Bedeu-

tung, dass etwaige Informationen zur Leistungsfähigkeit der Wasserversorgung (Ener-

gieeffizienz, Wasserverluste etc.) oder zu Kosten- und Entgeltstrukturen immer kom-

mentiert und in den notwendigen Kontext gesetzt werden. Dies ist insbesondere erfor-

derlich, weil Letztere in erheblichem Maße von lokalen Gegebenheiten abhängen und 

ein Vergleich zwischen Versorgungsgebieten nur sehr eingeschränkt möglich ist. Zum 

anderen sollten die Informationspflichten nationale Gegebenheiten und Strukturen res-

pektieren. So ist eine Aufklärung über Wassersparmaßnahmen lediglich in Regionen mit 

Wasserknappheit und unverhältnismäßigem Wassergebrauch sinnvoll. Aus Sicht der 

Verbände muss bei der Revision der Trinkwasserrichtlinie im Bereich der Informations-

pflichten im Vordergrund stehen, den erforderlichen Informationsanspruch der Ver-

braucher zu bedienen. Informationspflichten zu Kosten- und Entgeltstrukturen dienen 

nicht der Transparenz für Verbraucher über die Qualität ihres Trinkwassers und sind 

daher abzulehnen.  

Unklar ist auch, wie die Interessengebiete der „mit Wasser versorgten Person“ defi-

niert werden und wer dafür verantwortlich ist. Dies sollte durch „Versorgungsgebiete“ 

ersetzt werden. Die Bekanntgabe der Orte der Probennahme ist aus Datenschutzsicht 

kritisch zu hinterfragen. Die monatlichen Aktualisierungen sind für Trinkwasser aus gut 

geschützten Grundwasserressourcen unsinnig. Gleiches gilt für die implizite Botschaft 

einer zeitlichen Varianz der Wasserbeschaffenheit in Abhängigkeit von der Größe des 

Versorgungsunternehmens.  

Die Parameterwerte für die Indikatorparameter wurden gestrichen und können daher 

nicht berichtet werden. Der Begriff Referenzwert ist nicht definiert, wobei wir grund-

sätzlich die Wiederaufnahme der Indikatorparameter in die Richtlinie fordern (siehe 

unter Nr. 1). 

Die Pflicht, Informationen zu potenziellen Gefahren für die menschliche Gesundheit 

sowie entsprechende Gesundheits- und Verbrauchsempfehlungen bei Überschreitung 

der festgelegten Parameterwerte herauszugeben, ist vom Wasserversorger fachlich 

nicht zu leisten und nicht zu verantworten. Diese Aufgabe sollte wie bisher auch im Ver-

antwortungsbereich der zuständigen Behörden liegen.  

Im Hinblick auf die Pflicht, eine Zusammenfassung der Risikobewertung der Versorgung 

zu veröffentlichen, ist unklar, in welchem Umfang und welchem Detaillierungsgrad dies 

erfolgen soll. Diese Pflicht ist zudem vor dem Hintergrund des erforderlichen Daten-

schutzes und des Schutzes kritischer Infrastrukturen kritisch zu hinterfragen.  
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